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Einleitung 

Die politische Dimension des Internationalen Privatrechts (IPR) ist in aller 
Munde. Tagungen und Veröffentlichungen widmen sich dem Zusammenhang 
zwischen IPR und Politik1 und es herrscht eine gewisse Aufbruchsstimmung, 
mit Hilfe des IPR die drängenden Probleme auf der Welt anzugehen2. In einem 
größeren Rahmen entspricht das IPR dadurch dem Zeitgeist einer Politisierung, 
die auch das Verhältnis zwischen Privatpersonen erreicht. Das Private – in die-
sem Fall im Internationalen Privatrecht – ist politisch. 

Als Gegenpol zu einem solchen politischen Verständnis wird im IPR häufig 
die mittlerweile etwas abschätzig betrachtete sogenannte Wertneutralität gese-
hen. Diese stellt zumindest eine der Deutungsmöglichkeiten für das Konzept 
der Neutralität dar, das im klassischen IPR als Anknüpfungsleitbild anerkannt 
ist3. Aber was hat es mit dieser Neutralität auf sich? Warum existiert sie in der 
Diskussion zum IPR? Und kann und sollte sie sich dem gegenwärtigen Sog der 
Politisierung entziehen?  

Entscheidend ist für diese Fragen zunächst der Kontext, in dem sie sich stel-
len, nämlich das IPR. Das IPR ist ein auch auf gesellschaftlicher Ebene auf-
schlussreiches Rechtsgebiet, dessen tiefere Bedeutung deutlich weiter geht als 
beispielsweise bis zu den Eigenheiten eines grenzüberschreitenden Wa-
renkaufs. Abstrakt betrachtet beschäftigt es sich mit der Frage, wie eine Ge-
sellschaft mit fremden Erscheinungen umgehen kann und in der Folge, wie das 
Individuum auf das Unbekannte eingehen sollte. Dabei wird das IPR durch die 
beteiligten Rechtsordnungen mit verschiedenen Konzeptionen von Gerechtig-
keit konfrontiert und muss diese insofern in Einklang bringen, als es eine be-
stimmte Rechtsordnung zur Anwendung beruft. Durch die Koordination ver-
schiedener Interpretationen von Gerechtigkeit hat das IPR eine ethische Kom-
ponente4. Seine Ausgestaltung kann folglich Auskunft über die Kultur einer 

 
1 Vgl. Gebauer/S. Huber (Hrsg.), Politisches Kollisionsrecht; Hornung, Internationales Pri-

vatrecht zwischen Wertneutralität und Politik; Gössl (Hrsg.), Politik und Internationales Pri-
vatrecht. 

2 So lässt sich zumindest der Titel der Tagung deuten, aus der dieser Tagungsband entstan-
den ist, „IPR für eine bessere Welt“, Duden u.a. (Hrsg.), IPR. 

3 Vgl. M.-P. Weller, IPRax 2011, 429 (429). 
4 Michaels, in: Ruiz Abou-Nigm/Blanca Noodt Taquela (Hrsg.), Diversity, 11 (25). 
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Gesellschaft geben5. So sprechen beispielsweise allseitige Kollisionsnormen, 
die jedes Recht durch ein bestimmtes Anknüpfungsmoment gleichberechtigt 
zur Anwendung berufen, für eine im Grundsatz offene und integrative Gesell-
schaft. Eine Möglichkeit, mit verschiedenen Konzeptionen der Gerechtigkeit 
umzugehen, ist also die Offenheit gegenüber der Anwendung ausländischen 
Rechts. 

Ausdruck dieser Offenheit ist die Neutralität im IPR, der Gegenstand der 
vorliegenden Untersuchung. Ein erstes Bruchstück der Antwort auf die Frage, 
was es mit der Neutralität auf sich hat, ist damit schon erreicht. Um Offenheit 
gegenüber ausländischem Recht zu erreichen, verlangt die Neutralität, dass das 
IPR selbst keine inhaltliche Bewertung der potenziell anwendbaren Rechtsnor-
men vornimmt. Dadurch wird es automatisch erleichtert, ausländisches Recht 
anzuwenden. Die Offenheit gegenüber der Anwendung ausländischen Rechts 
steht allerdings nicht im luftleeren Raum. Ausgangspunkt der Neutralität als 
Grundsatz im klassischen europäischen IPR ist die Maxime der Gleichwertig-
keit und Gleichbehandlung der Rechtsordnungen6. Diese Gleichwertigkeit 
muss so verstanden werden, dass alle Rechtsordnungen für fähig gehalten wer-
den, einen Rechtsstreit zu lösen. Auf den inhaltlichen Wert der jeweiligen Lö-
sung kommt es für die Gleichwertigkeit deshalb gerade nicht an, weil dieser 
wie das Recht relativ ist. Es sind aus Sicht der beurteilenden Instanz also nicht 
die erreichten Lösungen gleichwertig, sondern die die Lösungen vorschlagen-
den Rechtsordnungen. Die vom fremden Recht erreichten Lösungen für ein 
Rechtsproblem müssen nicht für ebenso gut wie oder besser als die Lösungen 
des eigenen Rechts gehalten werden. Es muss nur akzeptiert werden, dass die 
Anwendung einer bestimmten Norm unabhängig von ihrem inhaltlichen Wert 
in bestimmten Situationen aufgrund ihrer engeren Verbindungen zum Sachver-
halt am gerechtesten ist7. Diese Prämisse nennt Gerhard Kegel die internatio-
nalprivatrechtliche Gerechtigkeit8. Sie bildet gemeinsam mit der materiellen 
Gerechtigkeit eine einheitliche Gerechtigkeit, ist gegenüber den nationalen 
Vorstellungen zur materiellen Gerechtigkeit in grenzüberschreitenden Fällen 
aber spezieller9. Umgesetzt wird sie entsprechend dem Charakter des IPR auf 

 
5 Goldschmidt, in: Caemmerer/Hallstein/Raiser u.a. (Hrsg.), Festschrift für Martin Wolff 

203 (205). 
6 Vgl. Reimann, in: Ferrari/Fernández Arroyo (Hrsg.), Private international law: contempo-

rary challenges and continuing relevance, 178 (183); vgl. zu dieser Maxime Mansel, in: Gri-
goleit/Petersen/Auer u.a. (Hrsg.), Privatrechtsdogmatik im 21. Jahrhundert, 739 (743). 

7 Vgl. Schnyder/Liatowitsch, Internationales Privat- und Zivilverfahrensrecht, 42; vgl. Vrel-
lis, in: Recueil des Cours 328 (2007), 175 (310). 

8 Kegel, in: Autorenkollektiv (Hrsg.), Festschrift Hans Lewald, 259 (270); bei Schny-
der/Liatowitsch, Internationales Privat- und Zivilverfahrensrecht, 42 „kollisionsrechtliche Ge-
rechtigkeit“. 

9 Vgl. Kegel, in: Autorenkollektiv (Hrsg.), Festschrift Hans Lewald, 259 (270); ähnlich 
Grolimund, in: Grolimund/A. Koller/Loacker u.a. (Hrsg.), Festschrift für Anton K. Schnyder 
zum 65. Geburtstag, 145 (145); vgl. auch Schnyder/Liatowitsch, Internationales Privat- und 
Zivilverfahrensrecht, 43. 



Einleitung 3 

eine abstraktere Weise, nämlich nicht durch eine sachrechtliche Regelung, son-
dern durch die Berufung eines bestimmten Rechts10. Mit der internationalpri-
vatrechtlichen Gerechtigkeit als Ziel schließt sich der Kreis von der Neutralität 
zu den verschiedenen Konzeptionen materieller Gerechtigkeit, mit denen sich 
das Kollisionsrecht auseinandersetzen muss. Das IPR bekennt sich zu der Auf-
fassung, dass Gerechtigkeit im Wesentlichen räumlich relativ ist. Aus diesem 
Grund strebt es in grenzüberschreitenden Fällen nach internationalprivatrecht-
licher Gerechtigkeit.  

Dennoch besteht in jeder Gesellschaft eine Schwelle im Gerechtigkeitsemp-
finden, die nicht unterschritten werden kann. Die Reichweite der Neutralität 
des Kollisionsrechts ist der Indikator für die dadurch aufgeworfene Frage, bis 
zu welchen Grenzen das Festhalten an der Relativität von Gerechtigkeit ertrag-
bar ist. Eine Untersuchung der Neutralität im Kollisionsrecht ist also gleich-
zeitig auch eine Erforschung dessen, was von einer Gesellschaft als universel-
ler Wert angesehen wird, der unabhängig von einer räumlichen Bindung zu 
schützen ist. Überlegungen zur Neutralität betreffen folglich die Fundamente 
unseres Rechts, nämlich die Gerechtigkeit als dessen Antrieb. Aufgrund dieser 
elementaren Bedeutung lohnt sich ein genauerer Blick auf den Grundsatz der 
Neutralität des IPR.  

Was bei Auseinandersetzungen mit der kollisionsrechtlichen Neutralität au-
ßerdem häufig im Schatten bleibt, ist ihr Pendant im Verfahrensrecht, insbe-
sondere im Hinblick auf die Normen zur internationalen Zuständigkeit. Ob-
gleich weniger präsent in der wissenschaftlichen Diskussion zur Neutralität, ist 
die internationale Zuständigkeit sogar die Vorbedingung für das Eingreifen des 
Kollisionsrechts. Bereits durch diesen unmittelbaren Zusammenhang ergibt 
sich eine Verbindung zwischen Neutralität und internationaler Zuständigkeit. 
Dasselbe gilt für die Anwendung des Prozessrechts und die Anerkennung und 
Vollstreckung von Entscheidungen. Beides gibt Auskunft darüber, wie konse-
quent die Neutralität des IPR umgesetzt wird. Das Internationale Zivilverfah-
rensrecht (IZVR) ist daher zum einen Vehikel für die Anwendung des IPR, 
gleichzeitig aber auch in verschiedener Hinsicht vorgeschaltet. Aus diesem Zu-
sammenhang folgt, dass die Fragen zur Neutralität des IPR auch auf das IZVR 
ausstrahlen und diese Wechselwirkungen bei der Bewertung der Neutralität be-
rücksichtigt werden sollten.  

Neben der aus dem Kollisionsrecht abgeleiteten Neutralität besteht zwi-
schen IZVR und Neutralität aber auch eine ureigene Verbindung. Sie ergibt 
sich wie im Kollisionsrecht aus der Metaebene, auf der sich das Verfahrens-
recht befindet. Beide Rechtsgebiete sollen keine Entscheidung in der Sache 
treffen, sondern die Umsetzung der materiellen Vorgaben ermöglichen. Diese 
Parallele zwischen den Rechtsgebieten führt sogar so weit, dass Kollisions-

 
10 Vgl. Vrellis, in: Recueil des Cours 328 (2007), 175 (312 f.), der allerdings im Ergebnis 

das Konzept einer eigenen Gerechtigkeit aufgrund der Identität der betroffenen Interessen ab-
lehnt, 326. 
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normen teilweise als prozessuale Normen verstanden werden11. Das Prozess-
recht und damit auch das IZVR sind durch ihre Funktion insofern gegenüber 
dem materiellen Recht nachrangig, als sie dessen Wertungen nicht konterka-
rieren sollen12. Ihrer Funktion ist daher eine eigene Form der Neutralität ge-
genüber dem Ergebnis eines Rechtsstreits inhärent. 

Aufgrund dieser Parallelen und Überschneidungen sollte eine Untersuchung 
zur Neutralität im IPR auch immer die Neutralität des IZVR miteinbeziehen. 
Letztlich ist Neutralität im Kollisionsrecht, wenn sie verfahrensrechtlich nicht 
gestützt wird, nämlich deutlich weniger effektiv.

A. Gegenstand und Ziel der Untersuchung 

Die Neutralität als Konzept steht allerdings seit langem in der Kritik und sieht 
sich durch die angesprochene Politisierung einer weiteren Einschränkung aus-
gesetzt. Die Zweifel an der Neutralität gehen jedoch über aktuelle politische 
Bestrebungen hinaus. Kritikerinnen13 stellen die Neutralität in ihren Grundfe-
sten in Frage. Nicht mehr als ein Mythos soll sie sein14. Diese Diskrepanz zwi-
schen dem engen Zusammenhang mit der internationalprivatrechtlichen Ge-
rechtigkeit und der Betitelung als Mythos hängt auch mit dem uneinheitlichen 
Verständnis von Neutralität zusammen. Sie kann grundsätzlich entweder nega-
tiv besetzt sein als gleichgültig und zurückgenommen, auch gegenüber mora-
lisch abzulehnenden Verhaltensweisen15, oder aber positiv als paritätisch, plu-
ralistisch und als Waage verschiedener Kräfte begriffen werden16. Im IPR kann 
die Art, wie Neutralität wahrgenommen wird, von der grundsätzlichen Gleich-
stellung der Rechtsordnungen mit gelegentlichen Ausnahmen bis hin zum völ-
ligen Außerachtlassen jeglicher eigener Werte eines bestimmten Rechtssy-
stems reichen. Ein eindrückliches Beispiel für diese Diskrepanzen sind die ver-
schiedenen Reaktionen auf den IPR-Ansatz des Amerikaners David Cavers. 
Während der Franzose Yvon Loussouarn den Ansatz für seine „négation sy-
stématique“17 (systematische Verneinung) der Neutralität kritisiert, bemängelt 
die Amerikanerin Louise Weinberg, Cavers begebe sich auf die Suche nach 
dem „elusive holy grail of conflicts neutrality“18 (schwer fassbaren heiligen 

 
11 Vgl. Michaels, Tul. L. Rev. 82 (2008), 1607 (1615). 
12 Vgl. Kramer, Colum. L. Rev. 90 (1990), 277 (327 f.). 
13 Maskulinum und Femininum werden in dieser Arbeit entsprechend dem Kontext der Neu-

tralität wechselweise verwendet. Die verwendeten Personenbezeichnungen beziehen sich – 
sofern nicht abweichend kenntlich gemacht – auf alle Geschlechter. 

14 Vgl. Boer, in: Mansel/Kronke/Pfeiffer (Hrsg.), Festschrift für Erik Jayme, 39 (53). 
15 Schmitt, Der Hüter der Verfassung, 5 f. 
16 Vgl. Schlaich, Neutralität als verfassungsrechtliches Prinzip, 222. 
17 Loussouarn, tcfdi 32 (1980/81), 43 (59). 
18 Weinberg, Michigan L. Rev. 103 (2005), 1631 (1646). 
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Gral der internationalprivatrechtlichen Gerechtigkeit). Die Einschätzungen ge-
hen also in gegensätzliche Richtungen. Diese Möglichkeit zur Aufladung des 
Begriffs mit sehr unterschiedlichen Deutungen macht das Konzept der Neutra-
lität als solches angreifbar. Das Spannungsverhältnis, das durch die flexible 
Deutung des Neutralitätsbegriffs hervorgerufen wird, zeigt sich in verschiede-
nen Dimensionen. 

Die gesellschaftliche Relevanz des heterogenen Verständnisses von Neutra-
lität wurde soeben bereits angesprochen. Diese Relevanz muss im größeren 
Zusammenhang mit der fortschreitenden Vernetzung unserer Welt gesehen 
werden. Die Neutralität kann hier für eine ideologische Grundausrichtung ste-
hen. Wählt man den Weg der Toleranz und des Multilateralismus oder schottet 
man sich vermeintlich zum eigenen Besten – auch durch die Anwendung des 
eigenen Rechts – von anderen Wertungen ab? Neutralität spiegelt das Konzept 
einer Gesellschaft wider, die verschiedene Einflüsse von außen in einem ersten 
Schritt grundsätzlich ernst nimmt. Sie lässt sich nicht zwingend von all diesen 
Einflüssen leiten, aber letztere werden nicht bereits aufgrund ihrer Andersar-
tigkeit abgelehnt. Diese Offenheit macht die Neutralität anfällig für die Unter-
stellung eines Werterelativismus, der eine entschieden negative Konnotation 
besitzt. Westliche Gesellschaften fürchten sich beispielsweise vor dem Ein-
fluss von Rechtssystemen mit geschlechtsdiskriminierendem Inhalt, wie er in 
Teilen des islamischen Rechts vorkommt, und der Ruf nach engeren Schranken 
für die Anwendung ausländischer Normen wird laut. Die Angst vor einem 
„Verständnis des IPR, bei dem das kollisionsrechtliche Verweisungssystem als 
seelenloses Glasperlenspiel erscheint, das von theorietrunkenen Professoren 
betrieben wird“19 trägt zur ablehnenden Haltung gegenüber der Neutralität bei. 
Sie wird als Gegenpol zur materiellen Gerechtigkeit inszeniert. Unschärfen bei 
der Reichweite der Neutralität und Behandlung ausländischer Normen eröffnen 
dann Möglichkeiten, das Kollisionsrecht ideologisch zu formen. Die Untersu-
chung der Reichweite und Grenzen der Neutralität im IPR und IZVR hat daher 
eine erkennbare gesellschaftliche Bedeutung. 

Auf praktischer Ebene zeigt sich die Relevanz von Neutralität noch konkre-
ter. Wie zu zeigen sein wird, entscheidet sie zum Beispiel darüber, ob die Ehe 
zwischen zwei minderjährigen syrischen Geflüchteten in Deutschland Bestand 
hat oder nicht. Sie bestimmt auch darüber, ob ein Mann gezwungen werden 
kann, an einer Vaterschaftsfeststellung mitzuwirken. Die Reichweite der Neu-
tralität gibt folglich in der Rechtsanwendung den Ausschlag für die Beurteilung 
eines Rechtsverhältnisses mit Auslandsbezug und wirkt sich damit unmittelbar 
auf das Schicksal der beteiligten Personen aus.  

Schließlich hat die Reichweite des Neutralitätsbegriffs auch wissenschaftli-
che Bedeutung. Hier zielt diese Arbeit darauf ab, durch Konkretisierung des 
Neutralitätsbegriffs die Möglichkeiten ideologischer Einflussnahme auf das 

 
19 Looschelders, RabelsZ 65 (2001), 463 (468) in Bezug auf Ansichten, die das IPR als rein 

formal-wertneutral betrachten. 
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Neutralitätsargument zu verringern oder zumindest transparent zu machen. 
Hierfür müssen die Fragen beantwortet werden, welche Ausprägungen das 
Verständnis von der Neutralität haben kann und mit welchem Inhalt sie im hi-
storischen IPR und IZVR angelegt ist. Diese zwei Aspekte werden im kollisi-
onsrechtlichen Diskurs regelmäßig vorausgesetzt und oft nicht hinterfragt. 
Daraus ergibt sich die Gefahr der Verfestigung eines verzerrten Bildes.  

Neben diesen allgemeinen Unschärfen sieht sich die Neutralität gemeinsam 
mit anderen früheren Grundsätzen des IPR wie der Gleichwertigkeit der 
Rechtsordnungen und dem Entscheidungseinklang anscheinend in der moder-
nen Entwicklung einem Bedeutungsverlust ausgesetzt20. Zentraler Begriff ist 
hier die Materialisierung. Sie ersetzt die ursprünglich vorrangigen Grundsätze 
zunehmend durch die materiell-rechtliche Gerechtigkeit im Einzelfall. Diese 
Entwicklung gilt es zu untersuchen und zu hinterfragen. 

Insgesamt handelt es sich um Grundlagenforschung mit dem Ziel, dem un-
scharfen Begriff der Neutralität klarere Konturen zu verleihen und die Ausprä-
gungen der Neutralität im geltenden Recht und ihr Verhältnis zu anderen 
Grundsätzen möglichst rational aufzuzeigen. Neben dem wissenschaftlichen 
Hauptzweck soll die Arbeit zum einen eine Orientierungslinie für Gesetzge-
bung und Rechtsfortbildung bilden. Sie legt dar, aus welchen Gründen von 
welcher Form der Neutralität abgewichen werden kann. Zum anderen kann sie 
bei der Rechtsanwendung vergegenwärtigen, welche Normen ohne hinrei-
chende Begründung von der Neutralität abweichen, und den Charakter dieser 
Normen als Störfaktor für die Kohärenz des IPR-Systems aufzeigen. 

Diese Ziele vereinigen sich in der Untersuchung folgender Problemstellun-
gen: 

I. Die Neutralität ist als Begriff relativ. Das Verständnis hängt von den ge-
wählten Bezugspunkten ab. Für die Bedeutung der Neutralität ist es entschei-
dend, Unterschiede bei den Bezugspunkten herauszuarbeiten und gegebenen-
falls durch Bildung verschiedener Kategorien zu strukturieren. 

II. Die Neutralität findet bisher fast ausschließlich im IPR Beachtung. Das 
Kollisionsrecht spielt sich in der Praxis aber nicht isoliert ab. Es bedarf der 
Umsetzung mit Hilfe des IZVR. Der enge Wirkungszusammenhang gibt An-
lass dazu, die Bedeutung der Neutralität auch im IZVR zu ergründen. Dies gilt 
verstärkt deshalb, weil auch das IZVR eine dem Kollisionsrecht vergleichbare, 
aber eigenständige Vermittlerrolle wahrnimmt. Dadurch ergeben sich spezi-
fisch verfahrensrechtliche Komponenten für die Auseinandersetzung mit der 
Neutralität. 

III. In der Diskussion zum IPR wird häufig das Bild vermittelt, es gebe ein 
einheitliches Verständnis des sogenannten klassischen europäischen IPR. Ein 
Bestandteil dieses Verständnisses ist der Grundsatz der Neutralität. Es stellt 
sich daher die Frage, ob und wie die Neutralität in der historischen Entwick-
lung des IPR tatsächlich als Grundsatz erkennbar wird.   

 
20 Vgl. M.-P. Weller, IPRax 2011, 429 (430 ff.); vgl. M.-P. Weller, in: S. Arnold (Hrsg.), 

Grundfragen des Europäischen Kollisionsrechts, 133 (137 ff.). 
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IV. Präsent ist die Neutralität aktuell hauptsächlich im Zusammenhang mit 
der Europäisierung von IPR und IZVR. Dabei steht ihr Verhältnis zu politi-
schen Bestrebungen im Vordergrund. Bereits für diese politischen Einflüsse 
ergeben sich unterschiedliche Methoden, durch die sie in das IPR hineingetra-
gen werden und dementsprechend verschieden starke Abweichungen von der 
Neutralität. Zusätzlich zeigen sich auch unabhängig von der Europäisierung 
neue Problemfelder, in denen eine neutrale Herangehensweise auf Ablehnung 
stößt. Eine Zusammenstellung der Abweichungen vom Grundsatz der Neutra-
lität bildet die Grundlage für deren Überprüfung. 

V. Mit Hilfe der Strukturierung in Kategorien kann die Neutralität nuancier-
ter ins Verhältnis zu anderen Grundsätzen von IPR und IZVR gesetzt werden. 
Ausgangspunkt ist der rechtstheoretische Charakter der Neutralität. Im Diskurs 
wird sie häufig als Prinzip bezeichnet. Diese Beurteilung gilt es zu überprüfen. 
Denkbar ist dabei auch eine unterschiedliche rechtstheoretische Einordnung 
der verschiedenen Kategorien.  

VI. Die rechtstheoretische Einordnung ist Maßstab dafür, wie mit den dar-
gestellten Abweichungen von der Neutralität umgegangen wird. Je nach Cha-
rakter der Neutralität sind unterschiedliche Anforderungen an die Begründung 
einer Abweichung zu stellen. Beispielsweise führt eine Einordnung als Prinzip 
dazu, dass grundsätzlich nur aufgrund eines anderen Prinzips von der Neutra-
lität abgewichen werden kann. Eine Abweichung, die sich nicht ausreichend 
begründen lässt, stellt im System von IPR und IZVR einen Fremdkörper dar, 
der die inhaltliche Kohärenz in Frage stellt. 

B. Gang der Darstellung 

Die Untersuchung beginnt mit einem Herantasten an den Begriff und die ab-
strakte Bedeutung der Neutralität sowohl im IPR als auch im IZVR, um Ge-
meinsamkeiten und Unterschiede zwischen den Rechtsgebieten sichtbar zu ma-
chen (Kapitel 1). In diesem Zuge werden Kategorien für die Neutralität gebil-
det, die dem Rest der Arbeit zugrunde liegen und als Orientierung dienen. Im 
zweiten Schritt geht es um die historische Bedeutung der Neutralität im soge-
nannten klassischen IPR seit der Abkehr von der Statutentheorie (Kapitel 2). 
Gegenstand dieses Teils der Untersuchung sind die Theorien von Persönlich-
keiten, die für die Entwicklung des IPR zentral sind. Dabei wird für die einzel-
nen Neutralitätskategorien isoliert erörtert, inwieweit sie sich in den jeweils 
aufgestellten Konzepten widerspiegeln. Die korrespondierenden Überlegungen 
zum IZVR erfolgen parallel und nicht isoliert, da insbesondere bis zum 20. 
Jahrhundert eine Trennung zwischen IPR und IZVR nicht im heutigen Sinne 
stattfand. Historische Theorien zum IPR umfassen daher häufig nebenbei Aus-
sagen zu verfahrensrechtlichen Grundlagen. Aufgrund der insofern recht spät 
erfolgenden Abspaltungsbewegung hat sich im IZVR nicht im selben Maß wie 
im IPR die Auffassung gebildet, es gebe ein klassisches Verständnis des 
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Rechtsgebiets, an dem neuere Entwicklungen gemessen werden. Auch wird die 
Begründung für Neutralität im Kontext des IPR häufig gerade historisch ange-
setzt, insbesondere bei Friedrich Carl von Savigny. Im IZVR gibt es eine sol-
che historische Komponente in Bezug auf die Neutralität nicht. Für die Bedeu-
tung der Neutralität im IZVR nehmen historische Theorien deshalb einen ge-
ringeren Stellenwert ein als im IPR.  

Dem chronologischen Verlauf entsprechend wird anschließend die Neutra-
lität im modernen IPR und IZVR untersucht, wobei der Schwerpunkt auf euro-
päischen und deutschen Entwicklungen, insbesondere der sogenannten Mate-
rialisierung, liegt (Kapitel 3). Tiefergehend wird bei den Ausführungen zur 
Materialisierung aber auch die Rechtsentwicklung in den USA behandelt, die 
sich zumindest laut dem allgemeinen Diskurs durch ihre kritische Haltung ge-
genüber der Neutralität auszeichnet21. Ansonsten erfolgen schlaglichtartige Be-
zugnahmen auf das US-amerikanische Recht, wenn es zur Neutralität einen be-
sonderen Bezug hat. Bei der europäischen und deutschen Rechtsentwicklung 
wird nicht nur das geltende Recht berücksichtigt, sondern auch alternative An-
sätze, sofern sie mit einer veränderten Stellung der Neutralität einhergingen.  

Auf Grundlage der Erkenntnisse aus den vorhergegangenen Schritten erfolgt 
die Bewertung des Rechtscharakters der Neutralität und die Darstellung von 
dessen Ausprägungen im geltenden Recht (Kapitel 4). Schließlich wird auf der 
Basis der Ergebnisse erörtert, unter welchen Voraussetzungen Abweichungen 
von einer der gebildeten Neutralitätskategorie mit deren Stellung im IPR ver-
einbar sind (Kapitel 5). Dies soll eine Orientierung bieten sowohl für die Bil-
dung von Kollisionsnormen als auch bei deren Auslegung. Die Darstellung 
schließt ab mit einer Zusammenfassung der erarbeiteten Erkenntnisse. 

 
21 Illustrativ ist die abschätzige Bezeichnung als „elusive holy grail of conflicts neutrality“, 

Weinberg, Michigan L. Rev. 103 (2005), 1631 (1646). 



    

 Kapitel 1:   

Begriff und Bedeutung der Neutralität 

A. Begriff und Bedeutung der Neutralität im IPR 

Der Zugriff auf jedes abstrakte Konzept kann in einem ersten Schritt über den 
Begriff erfolgen. Dieser ruft Assoziationen hervor und ermöglicht dadurch die 
Entwicklung einer zumindest groben Vorstellung vom Inhalt des Konzepts. Bei 
diesem assoziativen Vorgang wird relevant, welche Bedeutung dem betreffen-
den Begriff in anderen Kontexten beigemessen wird. Hieraus können Ansatz-
punkte für die Entwicklung einer eigenständigen Deutung für den neuen Be-
zugsrahmen abgeleitet werden. Erfolgt im Laufe der Zeit aber keine einheitli-
che Konkretisierung des Begriffs, besteht die Gefahr, dass sich verschiedene 
Interpretationen parallel festsetzen. Eine solche Vielgestaltigkeit schwächt die 
Überzeugungskraft des hinter dem Begriff stehenden Konzepts.  

Die soeben abstrakt aufgezeigte Entwicklung der Interpretation eines Be-
griffs entspricht den Verhältnissen im Hinblick auf die Neutralität des Kollisi-
onsrechts. Um die Stellung der Neutralität sinnvoll untersuchen zu können, 
muss daher zunächst der Begriff konkretisiert werden. 

I. Erläuterung zentraler Begriffe 

Um weitere Unsicherheiten über das Begriffsverständnis zu vermeiden, müs-
sen vor der konkreten Betrachtung der Neutralität einige zentrale Begriffe er-
läutert werden. Dabei handelt es sich um in dieser Arbeit wiederkehrende Be-
griffe, für die das in der Arbeit zugrunde gelegte Verständnis klargestellt wer-
den soll.  

1. (Nationale) Werte 

Werte sind im Ausgangspunkt als erstrebenswert oder moralisch gut betrach-
tete Eigenschaften1. Sie bilden daher Leitvorstellungen, die sowohl für die ein-
zelne Person als auch eine Gesellschaft als Orientierung bei ihrem Handeln und 
ihren Entscheidungen dienen können2. Derartige Leitvorstellungen gibt es auch 

 
1 Vgl. Fenner, Ethik, 190 f.; ähnlich im Hinblick auf die Eigenschaft als erstrebenswert 

Michaels, in: Ferrari/Fernández Arroyo (Hrsg.), Private international law: contemporary chal-
lenges and continuing relevance, 148 (150). 

2 Vgl. Fenner, Ethik, 190 f. 
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auf Ebene des Rechts, wo sie sich vom Ausgangspunkt der Moral auf den er-
sten Blick häufig gelöst haben. Beispiel hierfür ist die Rechtssicherheit. Auch 
die Rechtssicherheit ist aber Ausdruck einer bestimmten Auffassung von Ge-
rechtigkeit, da sie beispielsweise im Rahmen der Verjährung den Rechtsfrieden 
über die an sich bestehende materielle Rechtslage stellt. Durch diesen Bezug 
zur Gerechtigkeit, besteht immer auch eine Verbindung zur Moral, da die Ge-
rechtigkeit als Teil der Moral angesehen werden kann. 

Sollen Werte mit einem bestimmten Staat verknüpft werden, müssen sie eine 
Kodifikation erfahren haben. Wenn also von nationalen Werten die Rede ist, 
sind damit Rechtsnormen innerhalb einer bestimmten Rechtsordnung gemeint, 
die eine als moralisch gut angesehene Verhaltensweise auch für rechtsverbind-
lich erklären. Besonders zentral sind hier die Grundrechte. 

2. Wertungen 

Wertungen sind wiederum im Ausgangspunkt Beurteilungen bestimmter Fra-
gestellungen anhand der eigenen Vorstellung von richtig und falsch. In die Be-
urteilung kann insbesondere einfließen, ob und welche Werte in der Lösung 
der entsprechenden Fragestellung berücksichtigt werden. Dann ist eine Wer-
tung eine Beurteilung anhand des eigenen Wertegerüsts. Wertungen übertragen 
somit Werte auf konkrete Fragestellungen. Dies gilt auch auf Ebene des Rechts, 
wo die Entscheidung zwischen richtig und falsch nicht im selben Maße indivi-
duell und häufig aufgrund des geringeren Bezugs zur Moral nicht unmittelbar 
erkennbar ist. Es gibt daher gesetzliche Wertungen, die äußerlich wenig mit 
einem Wertegerüst zu tun haben, aber dennoch immer ein Ausdruck bestimm-
ter Präferenzen bei der Lösung von Fragestellungen sind. Dadurch haben sie 
letztlich immer eine – wenn auch entfernte – Verbindung zu einer Vorstellung 
von richtig und falsch. 

3. Wertvorstellungen 

Wertvorstellungen sind beim hier zugrunde gelegten Verständnis von Werten 
mit diesen synonym zu gebrauchen.  

4. Normen 

Normen sind allgemein akzeptierte Handlungsanweisungen. Sie haben nicht 
zwingend einen Bezug zum Recht3. Daher empfiehlt sich für Normen im Recht 
der Begriff „Rechtsnormen“. Die Rechtsnormen teilen sich in Regeln und Prin-
zipien. Im Vergleich zu Werten können Normen auch außerhalb von Ethik und 
Moral liegen und hierbei einen eher technischen Charakter aufweisen4. 

 
3 Zu verschiedenen Arten von Normen Fenner, Ethik, 190. 
4 Vgl. Fenner, Ethik, 190. 
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